Reglement über die Ausrichtung von Entschädigungen 

für Behördentätigkeit
Das Gemeindeparlament der Stadt Olten, gestützt auf Art. 21 Gemeindeordnung
 vom 28. September 2000, beschliesst:

1. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1
Zweck und Geltungsbereich


Das vorliegende Reglement bezweckt die Regelung aller im Zusammenhang mit Be-hördentätigkeit auszurichtenden Entschädigungen wie Sitzungsgelder, Taggelder und Spesenentschädigungen sowie der Ansprüche aus Stadtratsmandat. Es gilt für alle Angehörigen des Gemeindeparlamentes, der parlamentarischen und ausserparlamentarischen Kommissionen, Delegationen im Auftrag von Behörden und Verwaltung sowie die Mitglieder des Stadtrates.

2. Sitzungsgelder

Art. 2
Sitzungsgelder für Gemeindeparlament, parlamentarische Kommissionen und Rechnungsprüfungskommission

1
An Mitglieder des Gemeindeparlamentes, der parlamentarischen Kommissionen und der Rechnungsprüfungskommission werden folgende Entschädigungen ausgerichtet:


Präsidium







Fr. 105.-



Vizepräsidium
 und Stimmenzählerinnen oder -zähler

Fr.   65.-


übrige Mitglieder






Fr.   55.-


2
Dauert eine Sitzung länger als drei Stunden, so wird für jede weitere angebrochene Stunde ein zusätzliches Sitzungsgeld von Fr. 25.-- ausgerichtet.

Art. 3
Sitzungsgelder für ausserparlamentarische Kommissionen

1
An Mitglieder der ausserparlamentarischen Kommissionen werden folgende Entschädigungen ausgerichtet:


Präsidium







Fr. 90.-

übrige Mitglieder inkl. beigezogene Sachverständige

Fr. 50.-
2
Dauert eine Sitzung länger als drei Stunden (ohne Einbezug der Pausen), so wird für jede weitere angebrochene Stunde ein zusätzliches Sitzungsgeld von Fr. 25.- ausgerichtet.

Art. 4
Sitzungsgelder für Wahlbüros


An Mitglieder der Wahlbüros werden für Einsätze bei Wahlen und Abstimmungen folgende Entschädigungen ausgerichtet:


Präsidium des Zentralwahlbüros




Fr. 30.-/Std.

Präsidium der Wahlbüros




.
Fr. 30.-/Std.

Mitglieder und Ersatzmitglieder




Fr. 25.-/Std.
Art. 5
Entschädigungen für Augenscheine

1
Für Augenscheine vor oder nach einer Sitzung wird kein separates Sitzungsgeld ausgerichtet; die Entschädigung richtet sich vielmehr nach der Gesamtzeit der zeitlichen Beanspruchung.

2
Separate Augenscheine werden mit den üblichen Sitzungsgeldern entschädigt.

Art. 6
Protokollführung


Protokollführerinnen und Protokollführer, die nicht städtische Angestellte sind, erhal-ten das gleiche Sitzungsgeld wie das Präsidium.

Art. 7
Spezialentschädigungen

1
Der Stadtrat kann Mitgliedern ausserparlamentarischer Kommissionen für besonders aufwändige Arbeiten Sitzungsgelder gemäss Art. 2 Abs. 1 ausrichten. 

2
Die Parlamentspräsidentin oder der Parlamentspräsident erhält für Repräsentationen während ihres/seines Amtsjahres eine pauschale Spesenentschädigung von Fr. 1700.-. Diese wird halbjährlich durch die Direktion Finanzen und Informatik ausbezahlt.

3. Taggelder

Art. 8
Taggelder für Delegationen im Auftrag von Behörden und Verwaltung

1
Für Delegationen im Auftrag von Behörden und Verwaltung werden folgende Taggel-der ausgerichtet:


Bei einer zeitlichen Beanspruchung bis zu 4 Stunden

Fr.  50.-

(inkl. Fahrzeit)


Bei einer zeitlichen Beanspruchung von 4 bis 6 Stunden

Fr.  75.-

(inkl. Fahrzeit)


Bei einer zeitlichen Beanspruchung von über 6 Stunden

Fr. 100.-

(inkl. Fahrzeit)

2
Die Taggelder der städtischen Angestellten für die Teilnahme an Exkursionen mit Behörden und Kommissionen dienen zur Deckung der entstehenden Unkosten und werden nicht ausbezahlt.

3
Während der Arbeitszeit werden städtischen Angestellten in allen andern Fällen die effektiven Auslagen vergütet.

4
Erhalten Delegierte von einer anderen Behörde oder Organisation eine Entschädigung, so haben sie keinen Anspruch auf Taggelder der Gemeinde.

5
Für die Lehrpersonen und alle Teilzeitangestellten gilt die reguläre Arbeitszeit der Stadtverwaltung.

4.  Weitere Spesenentschädigungen

Art. 9
Verpflegungsentschädigungen

1
Für Verpflegungen werden für Delegationen im Auftrag von Behörden und Verwal-tung folgende Entschädigungen ausgerichtet:


für Mittag- und Nachtessen je 





Fr. 30.-

2
Nachtessenentschädigungen werden ausgerichtet, wenn die Ankunft in Olten nicht vor 19.30 Uhr möglich ist.

3
Bei organisierten Mahlzeiten können unter Vorlage der Rechnung die effektiven Aus-lagen vergütet werden.

4
Bezahlt der Veranstalter die Kosten für Essen und Trinken, steht den Delegierten keine Verpflegungsentschädigung zu. Bezahlt er nur die Kosten für das Essen, erhalten die Delegierten einen Drittel der Verpflegungsentschädigung.

Art. 10
Übernachtungsentschädigungen

1
Für Übernachtungen werden Delegationen im Auftrag von Behörden und Verwaltung folgende Entschädigungen ausgerichtet:


für Übernachtung inkl. Frühstück





Fr. 90.-

2
Bei organisierten Übernachtungen können unter Vorlage der Rechnung die effektiven Auslagen vergütet werden.

Art. 11
Reiseentschädigungen

1
Für Delegationen im Auftrag von Behörden und Verwaltung sind grundsätzlich die öffentlichen Verkehrsmittel zu benutzen.

2
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieser Delegationen haben Anspruch auf den Fahrpreis 2. Klasse.

3
Ist nur die Benützung eines Motorfahrzeugs möglich bzw. sinnvoll, beträgt die Entschädigung Fr. -.60 pro Kilometer.

5. Ansprüche aus Stadtratsmandat

Art. 12
Besoldung der Stadtratsmitglieder

1
Die Stadtpräsidentin oder der Stadtpräsident bezieht eine Jahresbesoldung inkl. 13. Monatsgehalt von Fr. 212'588.05 (Stand 2001, d.h. inkl. 2,41% Teuerung auf Lohnba-sis 1997).


Die nebenamtlichen Mitglieder des Stadtrates beziehen eine Jahresbesoldung inkl. 13. Monatsgehalt von Fr. 55'210.- (Stand 2001, d.h. inkl. 2,41% Teuerung auf Lohnbasis 1997).


Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident erhält zusätzlich zur Besoldung eine Ent-schädigung von pauschal Fr. 6000.-.

2
Zu den in Abs. 1 genannten Ansätzen beziehen die Mitglieder des Stadtrates die den städtischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gewährten Familien-, Kinder- und Teuerungszulagen sowie Dienstaltersgeschenke.

3
Der persönliche Spesenersatz für die Stadtpräsidentin oder den Stadtpräsidenten beträgt Fr. 800.-/Monat, für die übrigen Stadtratsmitglieder Fr. 650.-/Monat. Damit abgegolten sind sämtliche Sitzungsgelder, Delegationsspesen sowie die Sicherstellung der Kommunikation (Natel, Telefon, Fax, Internet). Die Beschaffung der entsprechenden Geräte erfolgt zu Lasten der Stadtratsmitglieder. Vorbehalten bleiben ausserordentliche Auslagen (Reise-, Verpflegungs- und Unterkunftskosten), welche besonders und mit entsprechenden Belegen geltend gemacht werden können.

Art. 13
Ferienanspruch der Stadtratsmitglieder


Die Mitglieder des Stadtrates haben Anspruch auf 5, vom Beginn des Kalenderjahres, in dem das sechzigste Altersjahr vollendet wird, Anspruch auf 6 Wochen Ferien pro Kalenderjahr.

Art. 14
Nebenbeschäftigungsverbot für Stadtpräsidentin/Stadtpräsident


Das Amt einer Stadtpräsidentin oder eines Stadtpräsidenten ist unvereinbar mit einer anderen besoldeten Stelle unter Ausübung eines besonderen Berufes oder Gewerbes. Ferner darf diese/r ein Verwaltungsratsmandat weder annehmen noch ausüben, es sei denn in Unternehmen, an denen die Gemeinde beteiligt ist.

Art. 15
Mitgliedschaft der Stadtratsmitglieder bei der städtischen Pensionskasse

1
Für die Mitgliedschaft der Stadtratsmitglieder bei der städtischen Pensionskasse findet Art. 4bis der Pensionskasse-Statuten der Einwohnergemeinde der Stadt Olten vom 23. Mai 1991
 Anwendung.

2
Demzufolge ist die Stadtpräsidentin oder der Stadtpräsident verpflichtet, der städtischen Pensionskasse beizutreten.

3
Nebenamtliche Mitglieder des Stadtrates können der Pensionskasse für ihren Lohnanteil, den sie von der Einwohnergemeinde Olten beziehen, beitreten. Auf Begehren des betroffenen Mitgliedes des Stadtrates kann das Gemeindeparlament eine individuelle Lösung vorkehren.

4
Die Einwohnergemeinde Olten leistet im Falle eines Beitritts höchstens die im Rahmen der Pensionskasse-Statuten gewährten Arbeitgeberbeiträge.

6. Schlussbestimmungen

Art. 16
Kompetenz zur Bewilligung von Exkursionen


Ausserparlamentarische Kommissionen haben Anspruch auf eine Exkursion pro Amtsperiode. Nichtbudgetierte Exkursionen bedürfen einer vorgängigen Bewilligung durch den Stadtrat.

Art. 17
Berechnung und Auszahlung

1
Bei allen Sitzungen ist die zuständige Protokollführerin oder der zuständige Protokoll-
führer für die Feststellung von Sitzungsdauer und Präsenz verantwortlich. Die Mel-
dungen erfolgen via Protokoll an die Stadtkanzlei. Die Sitzungsgelder werden halbjährlich durch die Direktion Finanzen und Informatik ausbezahlt. Die Behördenmitglieder erhalten halbjährlich durch die Direktion Finanzen und Informatik die Abrechnungen und die Sitzungsgelder.

2
Tagungsteilnehmerinnen und -teilnehmer, Delegierte und Beauftragte haben für ihre Ansprüche bei der Direktion Finanzen und Informatik Rechnung zu stellen. 

Art. 18
Ergänzendes Recht


Das Personalrecht der Einwohnergemeinde der Stadt Olten gilt ergänzend zu diesem Reglement und ist sinngemäss anzuwenden.

Art. 19
Inkrafttreten


Dieses Reglement tritt nach Genehmigung durch das Gemeindeparlament per 1.1.2004 in Kraft. Es ersetzt das Reglement über die Ausrichtung von Sitzungsgeldern, Taggeldern und Reiseentschädigungen vom 14. Dezember 1994 und das Reglement betreffend Ansprüche aus Stadtratsmandat vom 28. Juni 2001.

Olten, 12. November 2003

Namens des Gemeindeparlamentes von Olten

Der Parlamentspräsident


Der Stadtschreiber

Mario Clematide



Markus Dietler

Reglement über die Ausrichtung von Entschädigungen 

für Verwaltungsangehörige
Das Gemeindeparlament der Stadt Olten, gestützt auf Art. 14 Abs. 4 lit. c und e sowie Art. 21 Gemeindeordnung
 vom 28. September 2000, Art. 22 des Personalreglements
 vom 15. November 2001 und Art. 18 der Personalverordnung
 vom 26. August 2002, beschliesst:

1. 
Allgemeine Bestimmungen

Art. 1
Zweck und Geltungsbereich


Das vorliegende Reglement bezweckt die Regelung aller Entschädigungen (u.a. Fahr- und Kommunikationsspesen sowie weitere Spesenentschädigungen) für Aufwendungen, die Verwaltungsangehörige der Einwohnergemeinde der Stadt Olten zur Erfüllung ihrer Dienstpflicht oder im Rahmen bewilligter Aus- und Weiterbildungen oder durch Teilnahme an Tagungen notwendigerweise zu tätigen haben.

2. 
Fahrspesen

Art. 2
Verkehrsmittel

1
Für Dienstreisen jeglicher Art sind grundsätzlich die öffentlichen Verkehrsmittel zu benutzen.

2
Für Reisen mit öffentlichen Verkehrsmitteln wird der Fahrpreis 2. Klasse vergütet.

3
Ist nur die Benützung eines Motorfahrzeugs möglich bzw. sinnvoll, beträgt die Entschädigung Fr. -.60 pro Kilometer. Es ist eine detaillierte Fahrtenkontrolle zu führen. In begründeten Fällen kann der Stadtrat pauschale Abgeltungen beschliessen.

4
Keine Entschädigungen für Fahrspesen erhält, wem die Einwohnergemeinde für Dienstreisen ein Fahrzeug oder Abonnemente der öffentlichen Verkehrsmittel zur Verfügung stellt. 

Art. 3
Regelung von Sachschäden an privaten Motorfahrzeugen

1
Sachschäden an privaten Motorfahrzeugen auf Dienstfahrten trägt die Einwohnergemeinde der Stadt Olten, sofern der Schaden von der oder dem fahrzeuglenkenden Verwaltungsangehörigen nicht vorsätzlich oder grobfahrlässig verursacht wurde.

2
Wird der Schaden von einer privaten Kaskoversicherung getragen, übernimmt die Einwohnergemeinde den infolge Rückstufung im Prämientarif entstandenen Prämienmehraufwand.

3
Der Selbstbehalt beträgt in jedem Fall 300 Franken.

4
Über spezielle Regelungen im Einzelfall entscheidet der Stadtrat.

3. 
Kommunikationsspesen

Art. 4
Grundsatz
Für die Abgeltung ihrer Natel- und anderer Kommunikationsspesen (Abonnemente und Gebühren Natel, Telefon, Email etc.) erhalten anspruchsberechtigte Verwaltungsangehörige folgende Entschädigungen:

- Kategorie I:  






Fr. 75.- pro Monat

- Kategorie II:






Fr. 50.- pro Monat

- Kategorie III:






Fr. 25.- pro Monat

 Die Beschaffung der Geräte erfolgt zu Lasten der Anspruchsberechtigten.

Art. 5
Voraussetzungen
Die Verwaltungsleitungen bezeichnen diejenigen Verwaltungsangehörigen mit schriftlicher Legitimation per Standardvertrag, welche über ein Natel verfügen müssen und Anspruch auf entsprechende Spesenentschädigung haben. Die stete Erreichbarkeit muss eine betriebliche Notwendigkeit darstellen; das Natel ist in der Regel empfangsbereit zu halten. Die Liste der Anspruchsberechtigten wird dem Stadtrat zur Genehmigung unterbreitet.

Art. 6
Abonnementsverträge Einzelpersonen
Bisher von Einzelpersonen genutzte Natels im Besitz der Einwohnergemeinde gehen in den Privatbesitz dieser Personen über; die entsprechenden Abonnementsverträge werden auf die Privatpersonen umgeschrieben.

Art. 7
Abonnementsverträge bei kollektiver Nutzung

Ausgenommen von dieser Regelung sind einer Abteilung/Institution zugewiesene, von dieser beschaffte Natels, welche von verschiedenen Personen genutzt werden.

4.
Spesenentschädigungen für Auszubildende

Art. 8
Ansätze

Auszubildende haben Anspruch auf folgende Spesenentschädigungen:

- Einschreibegebühr und Schulmaterial


Fr. 150.- pro Lehrjahr

- für allfälligen auswärtigen Schulbesuch die Fahrspesen 

  öffentliches Verkehrsmittel 2. Klasse

- bei ganztägigem auswärtigen Schulbesuch

Essensspesen Fr. 20.--

Der Stadtrat kann ferner Beiträge für Studienaufenthalte sprechen.

5. 
Weitere Spesenentschädigungen

Art. 9
Verpflegungsentschädigungen

1
Für auswärtige Verpflegungen im Auftrag der Verwaltung werden folgende Entschädigungen ausgerichtet:


für Mittag- und Nachtessen je 





Fr. 30.-

2
Nachtessenentschädigungen werden ausgerichtet, wenn die Ankunft in Olten nicht vor 19.30 Uhr möglich ist.

3
Bei organisierten Mahlzeiten können unter Vorlage der Rechnung die effektiven Aus-lagen vergütet werden.

4
Bezahlt der Veranstalter die Kosten für Essen und Trinken, steht den Verwaltungsangehörigen keine Verpflegungsentschädigung zu. Bezahlt er nur die Kosten für das Essen, erhalten die Verwaltungsangehörigen einen Drittel der Verpflegungsentschädigung.

Art. 10
Übernachtungsentschädigungen

1
Für auswärtige Übernachtungen im Auftrag der Verwaltung werden folgende Entschädigungen ausgerichtet:


für Übernachtung inkl. Frühstück





Fr. 90.-

2
Bei organisierten Übernachtungen können unter Vorlage der Rechnung die effektiven Auslagen vergütet werden.

6. 
Schlussbestimmungen

Art. 11
Berechnung und Auszahlung


Wer gemäss Reglement ein Anrecht auf Spesenentschädigungen hat, hat nach vorgeschriebenem Formular für die bestehenden Ansprüche bei der Direktionen Finanzen und Informatik Rechnung zu stellen. Die entsprechenden Entschädigungen werden halbjährlich durch die Direktion Finanzen und Informatik ausbezahlt.

Art. 12
Ergänzendes Recht


Das Personalrecht der Einwohnergemeinde der Stadt Olten gilt ergänzend zu diesem Reglement und ist sinngemäss anzuwenden.

Art. 13
Inkrafttreten


Dieses Reglement tritt nach Genehmigung durch das Gemeindeparlament per 1.1.2004 in Kraft. Es ersetzt das Reglement über die Benützung von Privatfahrzeugen zu dienstlichen Zwecken vom 24. Januar 1974/10. Dezember 1981. Die Stadtratsbeschlüsse vom 14.5.82/228, 17.3.83/121, 7.6.84/274, 23.6.88/310 und 10.8.98/261 betr. Autoentschädigungen sowie sämtliche übrigen dem vorliegenden Reglement widersprechende Bestimmungen werden aufgehoben. 


Davon ausgenommen sind die Telefon- und Fahrradentschädigungen bei der Stadtpolizei sowie Telefonentschädigungen beim Werkhof, bei der Feuerwehr und bei weiteren Direktionen gemäss Stadtratsbeschlüssen vom 24.1.74 und 24.5.74/232, welche bis zum Abschluss einer Besoldungsrevision in Kraft bleiben.

Das Reglement und die dazugehörigen Verträge über Berechtigungen und Leistungen werden jährlich überprüft.

Olten, 12. November 2003

Namens des Gemeindeparlamentes

Der Parlamentspräsident


Der Stadtschreiber

Mario Clematide



Markus Dietler

Reglement betr. Bewirtschaftung der Parkplätze auf städtischen Grundstücken

Das Gemeindeparlament der Stadt Olten, gestützt auf Art. 21 Gemeindeordnung
 vom 28. September 2000, beschliesst:

1. 
Zweck und Geltungsbereich

Art. 1
Das vorliegende Reglement bezweckt die Regelung der Bewirtschaftung der Parkplätze für Motorfahrzeuge auf Grundstücken, die der Stadt Olten gehören (städtische Grundstücke).

2. 
Grundsätze

Art. 2
Parkplätze auf den städtischen Grundstücken werden in erster Linie für Dienstfahrzeuge, in zweiter Linie für private Motorfahrzeuge von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gemäss Art.Art. 5 und 6 reserviert.

Art. 3
Die Benutzerinnen und Benutzer sollen in angemessenem Umfang an den Kosten für den Betrieb und die Kontrolle der Parkplätze partizipieren.

Art. 4
Die Behördenmitglieder und das Personal sollen zur Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln und von Velos sowie zum Zufussgehen motiviert werden.

3. 
Zuteilung

Art. 5
Parkplätze werden auf Grund des ausgewiesenen Bedarfs durch den Stadtrat in erster Linie zugeteilt an:

a. 
Stadtratsmitglieder

b. 
Mitglieder der Direktionskonferenz

c. 
Angestellte, die

-  
Dienstwohnungen haben.

- 
ihr Privatfahrzeug regelmässig für Dienstfahrten benützen oder für Piketteinsätze zur Verfügung stellen müssen.

- 
wegen einer Körperbehinderung auf die Benützung eines Autos angewiesen sind.

Art. 6
Bei der Zuteilung der übrigen Parkplätze an Mitarbeitende ist bei Bedarf auf die Entfernung zum Wohnort, das Angebot des öffentlichen Verkehrs, die gelegentliche Benützung der Fahrzeuge für Dienstfahrten sowie nach Möglichkeit auf individuelle Bedürfnisse zu achten.

Art. 7
Für die Aussenstellen wie Werkhof, Feuerwehrmagazin oder Schulen entscheiden die jeweils zuständigen Direktionen über die Zuteilung der vorhandenen Parkplätze.

Art. 8
Für die Öffentlichkeit zugängliche Parkplätze auf städtischen Grundstücken können ferner zu Marktpreisen an Anwohnerinnen und Anwohner vermietet werden.

4. 
Mietkosten

Art. 9
Für das Parkieren von Autos auf den städtischen Grundstücken werden Mietkosten erhoben.

Art. 10
Die Mietkosten werden je nach Qualität der Lage des Parkplatzes nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten vom Stadtrat festgelegt.

Art. 11
Von der Mietkostenpflicht ausgenommen sind:

1
a. 
Parkplätze für Dienstfahrzeuge im Eigentum der Einwohnergemeinde Olten

b. 
Parkplätze für Angestellte, die ihr Privatfahrzeug regelmässig für Dienstfahrten 

oder für Piketteinsätze zur Verfügung stellen müssen

c.
Parkplätze für Angestellte, die wegen einer Körperbehinderung auf die 
Benützung eines Autos angewiesen sind

2
Für Parkplätze an attraktiver Lage, welche für den Inhaber bzw. die Inhaberin einen privaten Zusatznutzen erzeugen, wird im Falle einer Befreiung von der Mietkostenpflicht eine pauschale monatliche Gebühr von Fr. 20.- in Rechnung gestellt.

5. 
Kündigung

Art. 12
Parkplätze sind beidseitig auf Ende des nächsten Monats kündbar.

6. 
Inkrafttreten

Art. 13
Dieses Reglement tritt nach Genehmigung durch das Gemeindeparlament per 1.1.2004 in Kraft. Es wird jährlich überprüft.

Olten, 12. November 2003

Namens des Gemeindeparlamentes

Der Parlamentspräsident


Der Stadtschreiber

Mario Clematide



Markus Dietler
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